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Sabine Zimmermann, arbeits-
marktpolitische Sprecherin der Bun-
destagsfraktion Die Linke, erklärte 
am Freitag zum aktuellen Monatsbe-
richt der Bundesagentur für Arbeit:
Von großen Erfolgen am Arbeits-
markt oder gar Vollbeschäftigung ist 
Deutschland weit entfernt. Mehr als 
jeder dritte Erwerbslose ist länger als 
ein Jahr ohne Arbeit. Die durchschnitt-
liche Dauer der Erwerbslosigkeit im 
Hartz-IV-Bereich hat sich in den ver-
gangenen Jahren deutlich erhöht. Bei 
den Langzeiterwerbslosen, die ihre 
Arbeitslosigkeit beenden können, ist 
nur in rund jedem achten Fall eine 
Beschäftigung auf dem ersten Arbeits-
markt der Grund dafür. Die große Ko-
alition redet die Lage schön und tut 
viel zu wenig, um erwerbslosen Men-
schen zu helfen. Das muss endlich ein 
Ende haben. Es muss deutlich mehr 
Geld zur Unterstützung von Erwerbs-
losen bereitgestellt werden.

Erwerbslose in Deutschland sind 
im EU-weiten Vergleich am stärksten 
von Armut bedroht. Das Armutsrisiko 
liegt hierzulande bei 70,8 Prozent. Die 
Verarmung von Erwerbslosen muss 
endlich gestoppt werden. Seit den 
Hartz-Reformen wird die soziale Si-
cherung für Erwerbslose überwiegend 

Hartz IV überlassen. Alternativen da-
zu liegen schon lange auf dem Tisch, 
werden von der Bundesregierung aber 
ignoriert: Der Zugang zu ausreichen-
den Leistungen der Arbeitslosenversi-
cherung muss erleichtert werden. Und 
Hartz IV muss durch eine sanktions-
freie Mindestsicherung ersetzt wer-
den, die wirklich vor Armut schützt 
und Teilhabe ermöglicht.

In einer Pressemitteilung des Re-
publikanischen Anwältinnen- und 
Anwältevereins vom Donnerstag 
abend heißt es:
Die NRW-Landesregierung plant eine 
massive Verschärfung des Polizei-
gesetzes. Noch vor der parlamentari-
schen Sommerpause soll das Gesetz 
ohne Diskussion verabschiedet wer-
den. Diese Verschärfung hebelt grund-
legende rechtsstaatliche Prinzipien 
wie die Unschuldsvermutung und Ge-
waltenteilung aus. Ein breites Bündnis 
in NRW ruft zu einer Demonstration 
gegen diesen Angriff der Landesregie-
rung am 7. Juli auf – so auch der RAV.

Mit dem neuen Polizeigesetz sollen 
Menschen auch ohne konkreten Ver-
dacht angehalten und durchsucht, bis 
zu einen Monat in Präventivgewahr-
sam genommen oder mit Hausarrest 

belegt werden können. Die Polizei soll 
Smartphones hacken dürfen, um Kom-
munikationsdienste wie Whats-App 
mitzulesen – nicht nur von vermeint-
lich verdächtigen Personen, sondern 
auch in deren sozialem Umfeld. Zu-
dem wird auch die Videoüberwachung 
des öffentlichen Raums ausgeweitet.

Kern des neuen Polizeigesetzes ist 
die Einführung des diffusen Rechts-
begriffes einer »drohenden Gefahr«. 
Durch die »drohende Gefahr«, also 
die bloße Vermutung einer vermutli-
chen Gefahr, wird die Polizeitätigkeit 
vorverlagert in einen Bereich, in dem 
noch nichts droht, schon gar nicht eine 
»konkrete Gefahr«.

Betroffen von diesen Grundrechts-
eingriffen sind nach diesen Plänen 
potentiell alle. Es reicht schon, zur 
falschen Zeit am falschen Ort zu sein. 
Klar ist aber auch: Manche wird es 
früher und härter treffen als andere 
– nämlich diejenigen, die bereits be-
sonderes Ziel polizeilicher Eingriffe 
sind. (…) 2017 hatte Deutschland die 
niedrigste Kriminalitätsrate seit einem 
Vierteljahrhundert. Trotzdem werden 
derzeit in mehreren Bundesländern 
die Polizeigesetze verschärft, weil 
den Landesregierungen der Zeitpunkt 
günstig erscheint.

Seit vergangenem Sonntag 
machen Friedensaktivisten 
mit einem Protestcamp in 

Ramstein darauf aufmerksam, 
dass von dem US-Luftwaffen-
stützpunkt nahe der rhein-
land-pfälzischen Kleinstadt aus 
Kriege geführt werden. Was ge-
nau geschieht dort? 

Bekannt ist, dass der US-Drohnen-
krieg, der zu Tausenden von Toten ge-
führt hat, ohne die Relaisstationen in 
Ramstein nicht funktionieren würde. 
Nach Berichten des ehemaligen Droh-
nenpiloten Brandon Bryant werden 
von dort aus Steuerungsbefehle an die 
weltweit operierende US-Drohnenflot-
te übermittelt. Als es in Ramstein tech-
nische Probleme gab, seien die Opera-
tionen gestoppt worden, sagte er.

Der Krieg gegen den Irak und gegen 
Afghanistan hätte also aus militärischer 
Sicht nicht so reibungslos laufen kön-
nen, wenn es diese Air Base nicht gäbe. 
Es ist eine Schande, dass Deutschland 
bei der Organisation und Durchführung 
dieses mörderischen Kriegsgeschehens 
eine derart zentrale Rolle spielt. Zudem 
ist Ramstein eine Kommandozentrale 
für das NATO-Raketenabwehrsystem. 
Und nicht zuletzt Teil der Ausspähpra-
xis des größten Auslandsgeheimdiens-
tes der USA, der National Security 
Agency, NSA. Wir sind dort, um ein 
Zeichen gegen den illegalen Drohnen-
krieg zu setzen. Diese US-Militärbasis 
muss geschlossen werden.

Welche Dimensionen hat dieser 
Drohnenkrieg?

Davon erfahren wir von Betroffenen 
und ihren Angehörigen. Mindestens 
13.000 Menschen sind in Afghanistan 
durch den über Ramstein geführten 
Einsatz unbemannter Flugsysteme ge-
storben, mindestens 5.000 Personen 

in Pakistan, im Jemen und in Somalia 
– vermutlich sind es aber noch mehr. 
Viele Menschen müssen in ständiger 
Angst leben, weil Drohnen über ihnen 
kreisen. All das darf eine demokra-
tische Gesellschaft hierzulande nicht 
hinnehmen.

Ist in Ramstein wahrzunehmen, 
was dort geschieht?

Militär ist im Alltag sehr präsent. 
Transportflugzeuge der US-Armee 
starten und landen. Sieben Tage in 
der Woche rund um die Uhr Militär-
betrieb: Personal und Material werden 
nach Afghanistan sowie auch in den 
Nahen und Mittleren Osten ausgeflo-
gen; derzeit vor allem in den Irak und 
nach Syrien. Wenig bekannt ist, was 
US-Spezialeinheiten im Jemen und in 
Somalia von Ramstein aus unterneh-
men. Ramstein ist Militärdrehkreuz 
für Einsätze, es finden dort aber auch 
Übungen statt. Am Samstag ist eine 
Blockadeaktion geplant, um den Be-
trieb einzuschränken.

Weshalb verharmlost die Bundes-
regierung die Rolle Ramsteins für 
US-Militäraktionen?

Machtoptionen durch die NATO sind 
der Bundesregierung wichtig. Aus 
unserer Sicht haben die US- und die 

deutsche Regierung gleiche Interes-
sen. Letztere profitiert davon, dass hier 
in Deutschland ein militärisch nutzba-
rer, quasi rechtsfreier Raum existiert. 
In der Bevölkerung gibt es keine Mehr-
heit für einen Kriegseinsatz. Insoweit 
mag es im Interesse der Bundesregie-
rung sein, wenn nicht genau nachge-
fragt wird.

Wir müssen als Korrektiv wirken. 
Wir können zu diesen Kriegen nicht 
schweigen. Denn sonst wären wir 
selbst Komplizen rechtswidriger Waf-
fengänge und der illegalen Ermordung 
Tausender Menschen.

In welcher Weise war die Frie-
densbewegung in dieser Woche in 
Ramstein aktiv? 

Auftakt war ein Fußballspiel zusam-
men mit Flüchtlingen. Der bunte, laute 
Protest ist mitunter auch fröhlich. Es 
gibt ein Friedenscamp sowie Work-
shops und Debatten, am Montag hatte 
ich dort zur Rolle der NATO infor-
miert. Am Freitag tauschten sich beim 
internationalen Vernetzungstreffen 
Gegner von Militärbasen aus, unter 
anderem Aktivisten aus den USA, Süd-
korea, Griechenland, Spanien, Italien 
und Deutschland. Für Samstag sind 
Aktionen des zivilen Ungehorsams 
und eine Kundgebung angekündigt.

Wie stark ist die Beteiligung an 
den Protestaktionen?

2017 hatten 5.000 Menschen gegen 
die Air Base demonstriert; für Orte 
in strukturschwachen Regionen wie 
Ramstein ist das nicht schlecht. Die 
Unterstützung für das Militär bröckelt. 
Anders als in den vergangenen Jahren 
haben Geschäfte unsere Protestplakate 
ins Schaufenster gehängt. Die Brisanz 
dessen, was da passiert, wird aber noch 
zuwenig wahrgenommen.

 Interview: Gitta Düperthal

»Wir können zu diesen 
Kriegen nicht schweigen«

Achsenmächte

DFB-Trikot

CSU setzt sich im Asylstreit durch

Ramsch des Tages 

Warum Schweiz?« riefen 
mir junge Menschen aus 
einem Cabrio zu, als ich 

während der WM 2006 auf dem Rad 
an einer Ampel hielt. Ich wusste da-
rauf keine Antwort. Allerdings hatte 
ich ein T-Shirt an, das aussah wie die 
Schweizer Flagge. Es hatte nur zehn 
Euro gekostet. Ich fand es schön rot. 
Die Schweiz war mir egal, spielte 
aber bei der WM mit. 

»Warum Deutschland?«, könnte 
ich 2018 fragen. Die DFB-Trikots 
gibt es jetzt billiger. Aber sie sind im-
mer noch teuer, sehen hässlich aus, 
und Deutschland spielt nicht mehr 
bei der WM mit. Kaufhof gewährt 
einen »Trostrabatt« unter dem Motto 
»Schade Deutschland«. 

Auch wenn es keiner mehr haben 
möchte, »das Nationaltrikot wiegt für 
die Spieler gefühlt eine Million Ton-

nen«, hat Oliver Kahn nach dem Aus-
scheiden analysiert. Für sie sei nun 
ein »soziales Netz aus Familie und 
Freunden« wichtig, meldete sich ein 
Sportpsychologe namens Oliver Stoll 
und empfiehlt, sie sollten sich nun 
ein bis zwei Wochen »komplett raus-
klinken«. Nicht nur sie, am besten 
auch die angeblichen Fußballfans, 
die dann doch nur Nationalisten sind. 

Leider gibt es keinen Bierrabatt 
zum Nachdenk- und Besserwisser-
trinken. Haben wirklich Sandro Wag-
ner und Leroy Sané gefehlt? Rülps. 
Aus der Brauerei Veltins war zu hö-
ren, dass der Bierbranche nun 40 Mil-
lionen Euro Umsatz fehlen, weil die 
DFBler nicht mehr weiterspielen. 
Denn die »Emotionalität ist raus«, 
und zwar beim »Rudelgucken« – gibt 
es ein unangenehmeres Wort? Ja: 
Wenn die Anhänger der Deutschen 
im Stadion »Sieg!« skandieren und 
das »Heil« im Hinterkopf echot. 

»Das sind so Spiele«, hatte Jogi 
Löw nach dem tollen 2:1 in letzter 
Sekunde gegen Schweden gesagt. 
Und auch als er den Südkoreanern 
gratulierte, war er angenehm gefasst 
und klar. Denn das historische Vor-
rundenaus ist nur ein Moment. Was 
ist konstant? Jeden Dienstag gibt es 
bei Edeka die Wurst 20 Prozent billi-
ger.  Christof Meueler

Seine Freunde soll man eng 
um sich scharen, seine Fein-
de noch enger. Die Partei, 

die dieses Motto beherzigt seit sie 
existiert, ist die CSU. Es wäre ein 
großer Irrtum, aus ihrer Fraktions-
gemeinschaft mit der CDU eine 
Wesensgleichheit beider Unions-
teile abzuleiten. Das Gegenteil ist 
der Fall: Die Bewegungspartei CSU 
ist dazu gegründet worden und bis 
heute zu nichts anderem da, als 
die Honoratiorenpartei CDU zu 
bekämpfen und nach rechts zu drän-
gen: Zu »jagen«, wie Alexander 
Gauland sagen würde. 

Sie tut dies innenpolitisch: Mit 
Polizeiaufgabengesetz, Psychiatrie-
gesetz und Integrationsgesetz. Im 
Freistaat Bayern sind die Werte der 
bürgerlichen Aufklärung, so je ange-
kommen, längst revidiert. Hier feiert 
das Nürnberger Blutsrecht fröhlich 
Urständ; die Polizei darf Leute nach 
Gutdünken in Schutzhaft nehmen; 
psychisch Kranke werden mit Krimi-
nellen gleichgestellt. 

Und die CSU tut dies außen-
politisch. Indem sie, als kleinster 
Koalitionspartner, der Bundesregie-
rung – und damit der EU – den Kurs 
diktiert. 

Denn die Gewinner des EU-Gip-
fels zur Migration sind die Christ-
sozialen. Mit der neuen Regelung, 
die »kontrollierte Zentren« zur 
Internierung innerhalb der EU vor-
sieht, aus denen die Flüchtlinge 
dann national »auf freiwilliger Ba-
sis« in EU-Staaten verteilt werden, 
ist Horst Seehofers wesentlicher Be-
dingung entsprochen worden. Eine 
EU-weite Quote, wie Angela Merkel 
sie vorgesehen hatte, ist damit wohl 
vom Tisch. 

Auch die engsten Verbündeten 
des Schattenregenten Seehofer, 
der österreichische Kindkanzler 
Kurz und die faschistische Lega in 
Italien, sind zufriedengestellt. Mat-
teo Salvini, den man sich gar nicht 
anders als mit Baseballschläger 
und Brandflasche vorstellen kann, 
wird die Hatz auf Fremde nun als 
Safari inszenieren. Die EU-Regie-
rungschefs haben (und ihre Sprache 
verrät sie) »Ausschiffungsplatt-
formen« beschlossen, in denen 
Migranten auf afrikanischem und 
asiatischem Territorium eingesperrt 
werden können – bevor sie in die 
Verlegenheit kommen, im Mittel-
meer ertrinken zu müssen, weil sie 
an europäischen Häfen nicht an-
legen dürfen. Die »Ausschiffung« 
ist also nichts anderes als eine Ge-
bietserweiterung der EU, weit über 
den Kontinent Europa hinaus, und 
ein grauenhafter Euphemismus: für 
Internierungslager. Kurzens »Achse 
der Willigen« ist damit Realität. 
Und die BRD ist ihr Zentrum. 

Solange diese Aufgabenteilung 
funktioniert, wird die Koalition 
halten: Die CSU prescht vor, droht 
und erpresst, die SPD fabuliert von 
»Schmerzgrenzen«, die niemand 
dieser indolenten Partei mehr ab-
nimmt, und die CDU knickt ein, wie 
sie immer einknickt: Geräuschlos. 
In diesem Reigen wird die AfD 
höchstens noch als Stichwortgeber 
gebraucht. 

Willkommenskultur 2018: Links 
ein Lager, rechts ein Lager, um 
Europa hoch den Elektrozaun! Die 
reaktionärsten Teile des deutschen 
Kapitals bekommen, was sie wollen, 
weil die CSU die wahre Regierungs-
partei ist. 

Sebastian Carlens

Seit Anfang der Woche protestieren Friedensaktivisten gegen den 
US-Luftwaffenstützpunkt Ramstein. Ein Gespräch mit Claudia Haydt
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Claudia Haydt ist im Vorstand der 
Europäischen Linken und Mitbegrün-

derin der Informationsstelle  
Militarisierung
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